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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Februar 1969 

III/l —68070 — 5140/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Bezüge und soziale Sicherheit der Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in Belgien dienstlich verwendet 
werden 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates über die Gewährung einer ein- 
maligen Zulage an die Atomanlagenbediensteten der Ge- 
meinsamen Kernforschungsstelle in Belgien. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 31. Januar 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichts- 
hofs der Europäischen Gemeinschaften ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

üblicherweise verzichten bei derartigen Vorlagen die Mitglied- 
staaten, in denen die Verordnung nicht zur Anwendung kommt, 
auf eine eigene Stellungnahme und schließen sich der Haltung 
des betroffenen Staates an. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Hermann Höcherl 
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Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
über die Gewährung einer einmaligen Zulage an die Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle 

in Belgien 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 259/68 zur Festlegung des Statuts der 
Beamten der Europäischen Gemeinschaften und der 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bedien- 
steten dieser Gemeinschaften^), insbesondere auf 
Artikel 4 Absatz 2 und auf Artikel 94 und 95 des 
Statuts, 

gestützt auf Verordnung Nr. 10/63 (Euratom) zur 
Regelung der Bezüge und Sozialen Sicherheit der 
Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen Kem- 
forschungsstelle, die in Belgien dienstlich verwendet 
werden ^), 

geändert durch Verordnungen Nr. 15/65^) und 
Nr. 8/67 ^), insbesondere auf Artikel 16, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat hat die Aufgabe, auf Vorschlag der Kom- 
mission und unter Berücksichtigung der örtlichen 
Gepflogenheiten die Bezüge der Atomanlagenbe- 
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diensteten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle 
an den einzelnen Dienstorten festzulegen. 

Die seit 1. Januar 1968 zugunsten des Personals 
des belgischen Zentrums für Kernforschung (CEN) 
erfolgte Gehaltserhöhung rechtfertigt eine Anpas- 
sung der Vorschriften der Verordnung Nr. 10/63 — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 3 der Verordnung Nr. 10/63 (Euratom) 
wird durch folgenden Absatz ergänzt: 

„Atomanlagenbedienstete erhalten für das Jahr 
1968 eine einmalige Pauschalzulage in Höhe von 
2100 bfrs. Bei Dienstantritt beziehungsweise Aus- 
scheiden aus dem Dienst im Laufe des Jahres 1968 
wird die einmalige Zulage nach der Anzahl der voll- 
endeten Dienstmonate gewährt. Für die Berechnung 
der Zulage im vorgenannten Fall werden für jeden 
der drei ersten Monate des Jahres 100 bfrs und für 
jeden weiteren Monat 200 bfrs zugrunde gelegt." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 



